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Wohnrecht: Ärger vermeiden
Tipps zur Gestaltung des Notarvertrages bei der Hofübergabe

Nahezu in jedem Hofübergabevertrag findet sich die Bestellung eines Wohnungs-
rechts für die Übergeber. Mitunter werden solche Wohnungsrechte aber auch für 
Dritte, zum Beispiel weichende Geschwister, bestellt. Oft wissen die Beteiligten 
aber nicht, welche rechtlichen Konsequenzen damit verbunden sind.

A
ls sogenannte „beschränkt 
persönliche Dienstbarkeit“ 
bedarf die Bestellung eines 

Wohnungsrechts der notariellen 
Beurkundung, ansonsten ist jede 
Vereinbarung unwirksam. Deshalb 
sollte man darin nicht nur genau 
beschreiben, welche Räume vom 
Wohnungsrecht umfasst sind, son-
dern unter Umständen auch weiter-
gehende Nutzungsregelungen ver-
einbaren, wenn die gesetzlichen 
Regelungen, die nachfolgend dar-
gestellt sind,  hierzu nicht passend 
oder nicht ausreichend sind.

Das Wohnungsrecht kann nach 
diesen gesetzlichen Regelungen 
nur persönlich genutzt werden. Al-
lerdings ist der Berechtigte befugt,  
seine Familie sowie die zur standes-
mäßigen Bedienung und zur Pfl e-
ge erforderlichen Personen in die 
Wohnung aufzunehmen. Der Be-
rechtigte darf also jederzeit Besuch 
empfangen, auch dauerhaft einen 
Partner, zum Beispiel in nichteheli-
cher Lebensgemeinschaft, aufneh-
men. Nicht zulässig ist allerdings 
die Überlassung der Wohnung 
an sonstige Dritte zur alleinigen 
Nutzung. Wollen die Übergeber  
sich die Möglichkeit verschaffen, 
die Wohnungsrechtsräume auch 
zu vermieten, so sollte ein Nieß-
brauchsrecht vereinbart werden. 
Ein Nießbrauchsrecht berechtigt, 
alle Nutzungen aus einer Sache zu 
ziehen, das heißt auch zu vermieten 
und die Miete zu vereinnahmen. 

Ein Nießbrauch und im Ein-
zelfall auch ein Wohnungsrecht 
– wenn es sich auf ein Gesamtge-
bäude bezieht – führen allerdings 
wiederum dazu, dass im Erbfal-
le der Hof übernehmer sogenann-
ten „Pfl ichtteilsergänzungsansprü-
chen“, zum Beispiel weichender 
Geschwister, ausgesetzt sein kann, 
wenn von diesen kein Pfl ichtteils-
verzicht erklärt wurde. 

Mit dem Wohnungsrecht ver-
bunden ist das Recht zur Mitbe-
nutzung der zum gemeinschaft-
lichen Gebrauch der Bewohner 
bestimmten Anlagen und Einrich-
tungen. Dieses Mitbenutzungsrecht 
umfasst also beispielsweise Keller, 
Treppenhaus, Hof, Waschküche, 
Trockenboden, Ver- und Entsor-
gungsanlagen, nicht aber zwingend 
einen Garten oder  Flächen, die für 
den Zugang zur Wohnung nicht 
notwendig sind.  

Diese Gemeinschaftsfl ächen sind 
Bereiche, in denen häufi g Konfl ikte 

entstehen können, weil die Betei-
ligten unterschiedliche Auffas-
sungen über Reinlichkeit, Behei-
zung, Nutzungszeiten etc. haben 
können. Hier sollten von Anfang 
an klare Regelungen getroffen wer-
den. Noch besser sollte man solche 
Bereiche gänzlich vermeiden. Im 
Konfl iktfalle sollte man auch dar-
an denken, dass der Hofüberneh-
mer nicht berechtigt ist, die Wohn-
rechtsräume zu betreten. 

Die gewöhnlichen Unterhal-
tungsarbeiten für die Wohnung ob-
liegen nach der gesetzlichen Rege-
lung dem Wohnungsberechtigten. 
Er hat auch die Wohnnebenkos-
ten, die durch ihn verursacht wer-
den (Müllabfuhr, Wassergeld etc.) 
zu tragen, solange nichts anderes 
vereinbart ist. Zur Vornahme au-
ßergewöhnlicher Reparaturen oder 
Erneuerungen ist weder der Woh-
nungsberechtigte noch der Eigen-
tümer verpfl ichtet. 

Ein Wohnungsrecht wird meist 
auf die Lebenszeit des Berechtigten 
bestellt. Es erlischt also mit dem 
Tod des Berechtigten. Es geht also 
nicht auf den zurückbleibenden 
Ehepartner über, wenn dieser nicht 
auch zugleich als Berechtigter ein-
getragen ist oder das Wohnungs-
recht Teil einer Leibgedingsver-
einbarung ist. 

Wohnungsrecht für 
Geschwister?

Wohnungsrechte können auch 
befristet oder bedingt eingeräumt 
werden. Früher war dies bei wei-
chenden Geschwistern häufi g „für 
die Dauer des Ledigenstandes“. Da-
von ist heute dringend abzuraten. 

Wenn ein Wohnungsrecht länge-
re Zeit nicht ausgeübt wird, führt 
dies nicht zum Untergang des 
Rechts. Strenggenommen darf der 
Eigentümer die dann leer stehen-
den Räume nicht selbst nutzen. 

Besonderheiten bestehen auch 
dann, wenn der Berechtigte aus be-
sonderen Gründen das Wohnungs-
recht selbst nicht mehr nutzen 
kann, zum Beispiel weil er infol-
ge Pfl egebedürftigkeit in ein Pfl e-
geheim  ziehen muss. Muss der Be-
rechtigte aus besonderen Gründen 
das Grundstück auf Dauer verlas-
sen, so hat der Verpfl ichtete (Hof-
übernehmer) ihm für die Befreiung 
von der Pfl icht zur Gewährung der 
Wohnung und zu Dienstleistun-
gen eine Geldrente zu zahlen, die 

dem Wert der Befreiung nach bil-
ligem Ermessen entspricht (Art. 18 
AGBGB).

Diese „Wegzugsrente“ bemisst 
sich allerdings nicht an einem fi kti-
ven Mietzins, den der Eigentümer 
für die nun freigewordene Woh-
nung erzielen könnte, sondern nur 
nach dem, was er sich nunmehr er-
spart. Hier kommt es wiederum auf 
den Inhalt des Wohnungsrechts an. 
Meist also nur ersparte Kosten für 
Wasser, Strom, Heizung etc. Diese 
Ansprüche kann der Sozialhilfeträ-
ger soweit er zum Beispiel die Kos-
ten der Heimunterbringung vorfi -
nanzieren muss, auf sich überleiten 
und gegen den Hofübernehmer gel-
tend machen.

Wenn der Wohnungsberechtigte 
allerdings einmal den Hof verlas-
sen hat und Wegzugsrente geltend 
macht, so kann er nicht völlig belie-
big wieder zurückkehren.  Dies wird 
nur dann möglich sein, wenn sich 
wiederum eine wesentliche Verän-
derung der Verhältnisse ergeben 
hat und sich unter diesen Umstän-
den auch dem Verpfl ichteten wie-
der zugemutet werden kann, die 
Änderung hinzunehmen. Beispiel: 
Ein wohnungsberechtigtes Ge-
schwister kehrt nach Trennung vom 
Lebenspartner wieder zurück. 

Ist dem Berechtigten aufgrund 
eines Verhaltens des Hofüberneh-
mers nicht mehr zuzumuten, auf 
dem Hof zu wohnen, weil die per-
sönlichen Beziehungen so gestört 
sind, so kann der Berechtigte nicht 
eine Wegzugsrente, sondern viel-
mehr die Kosten für die Beschaf-
fung einer anderen angemessenen 
Wohnung nebst Umzugskosten 
etc. verlangen. Ergeht sich der Hof-
übernehmer in Tätlichkeiten ge-

genüber dem Altenteiler und ver-
lassen die Altenteiler deshalb das 
Anwesen, um etwa bei einem ande-
ren Geschwister unterzukommen, 
so haben diese mitunter einen An-
spruch auf Aufwendungsersatz in 
Höhe der fi ktiven Mietkosten samt 
Nebenkosten einer angemessenen 
Wohnung. 

Eine Wohlverhaltenspfl icht gilt 
aber  umgekehrt auch für die Al-
tenteiler.   Veranlassen sie durch 
ihr Verhalten eine solche Störung 
der persönlichen Beziehungen zum 
Hofübernehmer, dass diesem nicht 
mehr zugemutet werden kann, den 
Altenteilern das Wohnen auf dem 
Hofgrundstück zu gestatten, so 
kann der Hofübernehmer die Woh-
nung unter Gewährung einer ange-
messenen Räumungsfrist kündigen. 
Dann schuldet er nur die Wegzugs-
rente nach Art. 18 AGBGB.   

Schutz vor Verkauf

Schadenersatzansprüche aber 
stehen dem berechtigten Altentei-
ler dann zu, wenn der Hofüberneh-
mer  das mit dem Wohnungsrecht 
belastete Grundstück veräußert, 
es sei denn, die Veräußerung er-
folgt an gesetzliche Erben (Kin-
der des Hofübernehmers). Bei ei-
ner Veräußerung des Grundstücks 
bleibt das Wohnungsrecht uneinge-
schränkt bestehen und ist vom neu-
en Eigentümer zu achten. Die Woh-
nungsberechtigten haben aber das 
Recht, die Veräußerung zum An-
lass zu nehmen, wegzuziehen und 
dafür die Kosten für die Beschaf-
fung einer angemessenen Woh-
nung beim Verpfl ichteten geltend 
zu machen. Dieses Recht verlieren 
sie,  wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres, nachdem sie vom Übergang 
des Eigentums Kenntnis erlangen, 
tatsächlich wegziehen. 

Die vorstehend dargestellten ge-
setzlichen Regelungen sind oftmals 
für die besonderen Bedürfnisse im 
Einzelfall nicht passend. Deshalb 
bedarf es detaillierter Regelungen 
in der Notarurkunde. Wer den 
Widrigkeiten des Lebens gewach-
sen sein will, muss diese von An-
fang an berücksichtigen. 
  Josef Deuringer

Rechtsanwalt, Augsburg

Das Wochenblatt veranstal-
tet auch in diesem Jahr sein ge-
meinsam mit dem BBV und der 
Beratungs- und Informations-
gesellschaft Agrar mbH initiier-
tes Seminar zur Hofübergabe. 
Die Veranstaltung fi ndet am 5. 
März 2010 in den Räumen des 
Bauernmarktes Dasing statt. 
Themen: Folgen unterbliebe-
ner Übergabe,  Hofzuweisungs-
verfahren, Hofübergabefrage-

bogen, Steuer- und Förderrecht, 
Versicherungsfragen.

Zwischen allen Vorträgen be-
steht die Möglichkeit, Fragen zu 
stellen. Für die Veranstaltung 
wird ein Unkostenbeitrag von 60 
Euro (BBV-Mitglieder) bzw. 70 
Euro (Nichtmitglieder) erhoben. 
Anmeldung unter Telefonnum-
mer: 0821-90630-44 oder Fax: 
90630-30 oder E-Mail-Adresse: 
deuringer@meidert-kollegen.de.

Seminar zur Hofübergabe


